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(Nr. 8996.) Geſetz, betreffend die Haftung der Verſicherungsgelder für die Anſprüche der In- 
haber von Privilegien und Hypotheken im Bezirk des ehemaligen Appella- 
tionsgerichtshofes zu Cöln. Vom 17. Mai 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für den Bezirk des ehemaligen Appellationsgerichtshofes zu Cöln, was folgt: 
9 v: 

Die zufolge der Verſicherung eines Gebäudes oder der geſetzlich als un 
beweglich geltenden Zubehörungen einer Liegenſchaft gegen Feuers⸗, Blitz⸗ oder 
Exploſionsgefahr dem Eigenthümer zuſtehenden Verſicherungsgelder haften den 
Inhabern der zur Zeit der Beſchädigung auf dem Gebäude oder der Liegenſchaft 
ruhenden Privilegien und Hypotheken nach dem Range derſelben. Auf Ver⸗ 
ſicherungsgelder für Früchte findet dieſe Beſtimmung nur inſoweit Anwendung, 
als die Früchte nach F. 8 der Rheiniſchen Subhaſtationsordnung den privilegirten 
und Hypothekengläubigern haften würden. 

Die Uebertragung oder Verpfändung der Entſchädigungsforderung ift den 
Inhabern der bezeichneten Privilegien und Hypotheken gegenüber ohne Wirkung. 

Die Eintragung dieſer Privilegien und Hypotheken kann auch noch nach 
Eintritt der Beſchädigung mit Wirkung hinſichtlich der Verſicherungsgelder erfolgen, 
ſofern nicht die Beſtimmungen dieſes Geſetzes entgegenſtehen (S. 3 Abſ. 2). 

$. 2. 

Hat ber Inhaber eines Privilegs oder einer Hypothek dem Verſicherer in 

dem wirklichen oder erwählten Wohnfige deſſelben oder bei ber Verwaltungsſtelle, 
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welche die Police ausgeftellt hat, von bem Beſtehen feines Vorrechts Anzeige 
gemacht, ſo iſt der Verſicherer verpflichtet, ihn unter der zuletzt von ihm an⸗ 
gezeigten Adreſſe mittels eingefchriebenen Briefes ohne Verzug zu benachrichtigen: 
1) wenn die Verſicherung nicht erneuert oder die Verſicherungsſumme 
herabgeſetzt iſt, oder wenn eine Thatſache zu feiner Kenntniß gelangt, 
auf deren Grund er den Verſicherungsvertrag aufheben oder die Aus⸗ 
zahlung der Verſicherungsgelder verweigern will; 
2) wenn ein die Verpflichtung des Verſicherers betreffender Rechtsſtreit 
erhoben wird; 
3) wenn ein Schaden, auf welchen die Verſicherung ſich bezieht, eintritt. In 
dieſem Falle muß ſpäteſtens am dritten Tage, nachdem das ſchädigende 
Creigniß dem Verſicherer bekannt geworden, bie Benachrichtigung ge⸗ 
ſchehen. 
Im Falle der Nichtbeachtung der vorſtehenden Vorſchriften hat der Ver⸗ 
ſicherer den dadurch dem Gläubiger entſtandenen Schaden zu erſetzen. 


$. 3. 

Vor Ablauf von vier Wochen nach dem Eintritt des ſchädigenden Ereigniſſes 
dürfen die Verſicherungsgelder nicht ausbezahlt werden. 

Innerhalb dieſer Friſt hat jeder privilegirte oder Hypothekengläubiger, 
welcher Anſpruch auf dieſelben machen will, ſich bei dem Verſicherer anzumelden. 
Die Anmeldung muß durch Gerichtsvollzieher zugeſtellt werden. Sie foll enthalten: 

I) Namen, Stand und Wohnort des Anmeldenden, des Verſicherten und 

desjenigen, gegen welchen die Eintragung lautet oder die geſetzlich von 
der Eintragung unabhängige Hypothek begründet ift; 

2) die Bezeichnung des verſicherten Gegenſtandes, 

3) den ungefähren Betrag der Forderung 

4) die Angabe des Titels oder Rechtsgrundes, auf welchem das Privilegium 

oder die Hypothek beruht. 

Ein privilegirter oder Hypothekengläubiger, welcher ſich nicht in der vor— 
geſchriebenen Friſt und Form angemeldet hat, iſt vorbehaltlich der Beſtimmung 
des $. 5 Nr. 5 mit feinen Rechten auf die Verſicherungsgelder ausgeſchloſſen. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgten Vermerkungen von 
Hypothekenrechten im Kataſter der Rheiniſchen Provinzial⸗Feuerſozietät gelten als 
Anmeldungen im Sinne dieſes Geſetzes. 


R. 4. 


Sind Anmeldungen erfolgt, fo ift nach Ablauf der Anmeldefriſt der Ver⸗ 
ſicherer berechtigt, und auf Verlangen des Eigenthümers oder eines angemeldeten 
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Gläubigers verpflichtet, die Verſicherungsgelder, ſofern fie feftgeftellt find „ohne 
vorheriges Zahlungsanerbieten zu hinterlegen. 

Bei der Hinterlegung hat der Verſicherer den verſicherten Gegenſtand zu 
bezeichnen und die erfolgten Anmeldungen unter Mittheilung der etwaigen Pfän- 
dungen und ſonſtigen Zahlungshinderniſſe zu übergeben. 


$. 5. 

Die Vertheilung der hinterlegten Gelder erfolgt unter die angemeldeten 
Gläubiger. Auf das Verfahren finden die Vorſchriften, betreffend das Rang⸗ 
ordnungsverfahren bei Vertheilung von Immobiliarkaufpreiſen aus freiwilligen 
Verkäufen, mit folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 


1) Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens kann ſofort nach Ablauf 
der Anmeldefriſt geſtellt werden. 

2) Zum Antrag iſt auch der Verſicherte berechtigt. 

3) Der Antrag muß die Angabe des Betrages der hinterlegten Gelder 
und der davon zu vergütenden Zinſen, ſowie ein Verzeichniß der er- 
folgten Anmeldungen enthalten. Die hierzu erforderlichen Mittheilungen 
hat die Hinterlegungsſtelle jedem angemeldeten Gläubiger, ſowie dem 
Verſicherten auf Erſuchen zu machen. 

4) Die Aufforderung zum Produziren iſt nur an die angemeldeten Gläu⸗ 
biger zu richten. Mit derſelben iſt eine Anzeige über den Betrag der 
hinterlegten Gelder und der davon zu vergütenben Zinſen, ſowie das 
Verzeichniß der Anmeldungen zuzuſtellen. 

5) Auch ein nicht angemeldeter Gläubiger kann bis zur Definitiverklärung 
des Vertheilungsplans mit Wirkſamkeit produziren. 

6) Die nützlich lozirten Gläubiger werden auf die Hinterlegungsſtelle 
angewieſen. 

7) Eine Löſchung von Hypotheken ift nur infoweit, als die Gläubiger 
nützlich lozirt ſind, gegen Quittung anzuordnen. Die nicht nützlich 
lozirten Gläubiger behalten ihre Hypothek an dem Grundſtück und 
ihren Rang. 

$. 6. 


Iſt vor Eintritt ber Beſchädigung die Beſchlagnahme des Grundſtücks im 
Wege des Subhaſtationsverfahrens verfügt, ſo kommt das Verfahren dieſes Ge— 
ſetzes nicht zur Anwendung. Die Verſicherungsgelder werden alsdann mit bem 
Kaufpreiſe unter ſämmtliche privilegirte und Hypothekengläubiger nach ihrem qe 
ſetzlichen Range vertheilt. 

Daſſelbe gilt in den Fällen, in welchen nach Eintritt der Beſchädigung 
die Beſchlagnahme des Grundſtücks verfügt wird, oder ein freiwilliger Verkauf 
des Grundſtücks erfolgt und der Kaufpreis im Rangordnungsverfahren vertheilt 
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wird, ſofern innerhalb der im $. 3 beſtimmten Friſt keine Anmeldungen ſtattgefunden 
haben. Sind aber Anmeldungen in der Friſt erfolgt, fo hat das beſondere Ber- 
fahren dieſes Geſetzes in Betreff der Verſicherungsgelder Fortgang. 

g Dem Verſicherer iſt eine Benachrichtigung zuzuſtellen, daß die Beſchlagnahme 
verfügt, oder daß das Rangordnungsverfahren eingeleitet ſei; die vor dieſer Zu⸗ 
ſtellung von ihm geleifteten Zahlungen können nicht auf Grund ber Vorſchriften 
der Abſätze 1 und 2 angefochten werden. 


$. 7. 


Die Beſtimmungen des Verſicherungsvertrages über bie Verwendung der 
Verſicherungsgelder zur Wiederherſtellung des verſicherten Gegenſtandes werden 
von dieſem Geſetze nicht berührt. ! 

Soll von dieſen Beſtimmungen Gebrauch gemacht werden, [o bat ber 
Verſicherer hiervon die angemeldeten Gläubiger ohne Verzug durch eingeſchriebene 
Briefe zu benachrichtigen. 

Das Verfahren dieſes Geſetzes kommt alsdann nicht weiter zur Anwendung. 

Die Vorſchrift des Abſatzes 3 gilt auch dann, wenn der Verſicherte die 
angemeldeten Gläubiger durch eingeſchriebene Briefe benachrichtigt, daß er die 
Verſicherungsgelder zur Wiederherſtellung verwenden werde. In dieſem Falle 
hat er auf Verlangen eines der angemeldeten Gläubiger Sicherheit zu leiften; 
Art und Höhe der Sicherheit, ſowie die Friſt, binnen welcher dieſelbe zu leiſten 
it, find auf Antrag eines Betheiligten durch das Amtsgericht feſtzuſetzen, in 
deſſen Bezirk das Grundſtück belegen iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. Mai 1884. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 8997.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Dorum, Lüchow und Sulingen. 
Vom 15. Mai 1884. 


A Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 ©. 11) beſtimmt ber Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Dorum gehörigen Bezirke der Gemeinden 
Altenwalde, Cappel, Cappeler⸗Neufeld, Miſſelwarden, Spieka, Spiekaer 
Neufeld, Nordholz, Deichsende, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Lüchow gehörigen Bezirke der Gemeinden 
Beeſem, Bülitz (Bühlitz), Cuſſebode, Giſtenbeck, Luckau, Mammoiſſel, 
Nauden, Püggen, Groß⸗Sachau, Klein⸗Sachau, Zargleben, Steine, 
Zeetze, Diahren, Groß-Gaddau, Klein-Gaddau, Kiefen, Kukate, Marlin, 
Saldevatzen, Waddeweitz, Zebelin, 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Sulingen gehörigen Bezirk der Ge— 
meinde Groß-Leſſen 
am 15. Juni 1884 beginnen ſoll. 


Berlin, den 15. Mai 1884. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


(Nr. 8997.) 


E, 


Bekanntmachung. 


= d = 
| 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: | 
| 

1) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. Januar 1884 wegen Ausfertigung 

auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Schubin im 
Betrage von 300 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Bromberg Nr. 10 S. 57 bis 59, ausgegeben den 7. März 1884; | 


2) ber Allerhöchſte Erlaß vom 11. Februar 1884, betreffend bie Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Eppſtein im Ober⸗Taunuskreiſe 
bezüglich eines zur Anlegung eines neuen Todtenhofes erforderlichen 
Grundſtücks, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden 
Nr. 17 S. 149, ausgegeben den 24. April 1884; 


3) das unterm 18. Februar 1884 Allerhöchſt vollzogene Statut der Lobinnus⸗ 
Meliorationsgenoſſenſchaft durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Gumbinnen Nr. 18 S. 158 bis 161, ausgegeben den 30. April 1884; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Februar 1884, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Tremeſſen im Kreiſe Mogilno 
für die zur Anlage eines von der Stadt direkt nach dem Empfangsgebäude 
des in der Gemarkung Niewolno belegenen Bahnhofes Tremeſſen führenden 
Fußweges erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Bromberg Nr. 12 S. 73, ausgegeben den 21. März 1884, 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. März 1884, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts, ſowie des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen 
Chauſſeegeldes an den Kreis Leobſchütz bezüglich der von demſelben be- 
ſchloſſenen Chauffeeanlagen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Oppeln Nr. 21 S. 193, ausgegeben den 23. Mai 1884; 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 26. März 1884 wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Lyck 
bis zum Betrage von 160 000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 18 S. 161 bis 163, ausgegeben 
den 30. April 1884; 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. April 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Sprottau bezüglich der zum Ausbau der 
Straßen von Sprottau bis zur Saganer Kreisgrenze in der Richtung auf 
Sagan, von Sprottau in der Richtung auf Glogau bis zu dem hinter 
Ottendorf nach Neugabel abzweigenden Kommunikationswege und von der 
Sprottau-Primkenauer Chauſſee über Niederleſchen und den Bahnhof 
Oberleſchen der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn bis zur Bunzlauer 
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Kreisgrenze als Wege II. Ordnung erforderlichen Grundſtücke, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 19 S. 140, ausgegeben 
den 10. Mai 1884; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. April 1884, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Charlottenburg für die zur 
theilweiſen Freilegung und Regulirung des Kurfürſtendammes erforderlichen 
Flächen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 20 
S. 180, ausgegeben den 16. Mai 1884; 


9) das Allerhöchſte Privilegium vom 9. April 1884 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Düren im Betrage 
von 350 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen 
Nr. 20 S. 149/150, ausgegeben den 15. Mai 1884; 


10) das unterm 9. April 1884 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Halbendorf im Kreiſe Oppeln durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 21 S. 197 bis 199, ausgegeben den 
23. Mai 1884; 


11) das unterm 9. April 1884 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Uſchütz im Kreiſe Roſenberg O. S. durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 21 S. 200 bis 202, ausgegeben 
den 23. Mai 1884; 


12) das Allerhöchſte Privilegium vom 16. April 1884 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Gumbinnen zum 
Betrage von 60 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Gumbinnen Nr. 21 S. 180 bis 182, ausgegeben den 21. Mai 1884; 


13) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. April 1884, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Berlin auf Grund der Allerhöchſten 
Privilegien vom 17. Juli 1876 und vom 6. Mai 1878 ausgegebenen 
Inhaber-Obligationen von vier und einhalb auf vier Prozent, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
Nr. 21 S. 185, ausgegeben den 23. Mai 1884. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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